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Hinweis: Angesichts der rasanten Entwicklungen auf dem Gebiet der Digitalisierung planen wir, dieses Workpaper in 

regelmäßigen Abständen auf neuere Erkenntnisse hin anzupassen. Das nächste update ist für Herbst 2018 geplant. 

Wir informieren in unserem KDZ-Newsletter zeitnah, wenn eine neuere Version für Sie verfügbar ist.  
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I  Herausforderung Digitalisierung  ð Was steht an?   

Die Digitalisierung der Verwaltung ist ein bereits jahrzehntelanger evolutionärer Prozess, der in 

den Kommunalverwaltungen zu ganz unterschiedlich weitreichenden Veränderungen geführt hat. 

Bereiche wie etwa das Finanzwesen oder die Stadtplanung (Stichwort GIS) sind traditionell sehr 

stark digitalisiert arbeitende Bereiche. Die bereits implementierte Informationstechnik hat in 

wichtigen Teilen der Verwaltung signifikante Leistungsverbesserungen gebracht.
1
 Gleichwohl gibt 

es immer noch viele Bereiche, in denen die Informationstechnik nur sehr eingeschränkt als Basis 

der Verwaltungsarbeit eingesetzt wird. 

Die letzten Jahre erleben wir jedoch eine ï von neuen technischen Innovationen und immensen 

Investitionen globaler IT-Konzerne wie Apple, Google, Amazon, Samsung, Huawei getriebene ï 

rasante technische Entwicklung mit immer kürzeren Innovationszyklen. 

Die Kommunen betrifft dies in doppelter Weise: die großen Konzerne definieren mit ihren 

Systemen das aktuell technisch Machbare und die BürgerInnen als deren Kunden/Nutzer tragen 

dies als das Erwartungen an die Kommunen heran. Für die weitere Entwicklung der Städte und 

deren Verwaltungsorganisationen ist es daher keine Frage mehr, ob man diesen Trend 

ignorieren kann, sondern nur mehr, wie man ihn ggf. nutzen und mitgestalten kann.  

Für den Weg in eine digitale Zukunft sind viele Fragen momentan noch nicht (endgültig) 

beantwortbar; eines ist jedenfalls unverkennbar: Das rasante technische Entwicklungstempo, die 

vermutlich hohen Investitionserfordernisse bei den Kommunen und die wachsenden Probleme 

qualifiziertes (technisch-naturwissenschaftlich geschultes) Personal für die digitale Zukunft zu 

gewinnen, werden für die Kommunen zu einer großen Herausforderung. 

Heute gilt es in den Kommunen Bilanz über das Realisierte zu ziehen und das schon Erreichte zu 

würdigen. Mit Blick in die Zukunft gilt es unter Berücksichtigung der neuen Möglichkeiten, 

realistische Entwicklungsziele zu formulieren und neue Pfade in die digitale Zukunft zu fixieren 

(digitale Agenda). Dabei gilt es zwei zentrale Prämissen zu berücksichtigen: Die Digitalisierung ist 

kein Selbstzweck und sie muss den Menschen einen Mehrwert an Lebensqualität, Servicequalität 

aber auch Arbeitsqualität ermöglichen. 

Hier wollen wir mit diesem Workpaper ansetzen und den Kommunen praktische kommunale 

Beispiele und unterschiedliche Entwicklungsoptionen für den weiteren Digitalisierungspfad 

aufzeigen. Zunächst beschreiben wir einleitend verschiedenen Facetten der Digitalisierung, um 

Digitalisierung als Begriff begreifbar zu machen. Danach skizzieren wir die unterschiedlichen 

Handlungsrahmen sowohl in Österreich als auch in einigen europäischen Nachbarländern. Dem 

folgt eine zwar breite, jedoch nicht abschließende Sammlung von innovativen kommunalen 

Digitalisierungsansätzen. 

Am Ende stellen wir noch nach unserer Beobachtung bedeutsame Stellschrauben im 

Entwicklungsprozess zur Diskussion. Sie fußen auf unseren eigenen Einschätzungen und einem 

speziell für dieses Papier durchgeführten Expertenworkshop
2
.   

 
1
  Hans Peter Bull: Modernisierung der Verwaltung. In: von Lucke/Lenk (Hg.): Verwaltung, Informationstechnik&Management. Nomos, Baden-

Baden, 2017, S. 227. 

2
  Der Workshop fand auf Einladung der Stadt Linz und im Auftrag des Österreichischen Städtebundes am 09.04.2018 in Linz statt. 
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Die im Moment anstehende digitale Transformation bietet jedenfalls die Chance, gänzlich neue 

und sehr innovative Lösungen für die Städte als Lebensraum und für die städtischen Organi-

sationen in der Interaktion mit ihrer Bevölkerung zu entwickeln und gleichzeitig den historisch 

gewachsenen Flickenteppich an Systemen und Verfahren gezielt weiterzuentwickeln. 
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II  Wege zur digitalen Stadt  

1 Die unterschiedlichen Gesichter der Digitalisierung ! 

Es gibt derzeit keinen Zweifel, dass die Digitalisierung der Städte und ihrer Organisationen rasch 

voranschreitet. Sie hat das Potenzial, einen weitreichenden Paradigmenwechsel in den Städten 

und Gemeinden einzuleiten. Sie wird erheblichen Einfluss darauf haben, wie wir zukünftig in 

unseren Städten und Gemeinden leben und arbeiten, wie die Kommunen mit ihren BürgerInnen 

und generell Stakeholdern interagieren, wie die Kommunen ihre Organisationen ausgestalten 

und wie die Menschen zukünftig in den kommunalen Organisationen arbeiten.  Die Digitalisierung 

hat aber auch großen Einfluss auf die Entwicklung unserer Städte und Gemeinden und betrifft 

nahezu alle kommunalen Leistungs-/Politikfelder. 

Für die Städte und Gemeinden stellt sich weniger die Frage, ob sie das Thema aufgreifen wollen, 

sondern nur mehr inwieweit sie von der Digitalisierungsbewegung profitieren und inwieweit sie 

selbst aktiv die Entwicklungen in der eigenen Kommune (mit)gestalten wollen
3
. 

Digitalisierung ist dennoch kein Selbstzweck. Sie soll die Lebensqualität für die BewohnerInnen 

in den Städten verbessern helfen und gleichzeitig auch die Leistungsfähigkeit der Kommunalver-

waltungen erhöhen. Sei es durch neue und verbesserte Services oder durch automatisierte und 

damit wirtschaftlichere Leistungsprozesse. 

Dabei ist die Digitalisierung einer Kommune mehr als nur eine technische Herausforderung! Sie 

ist ein Querschnittsthema mit vielen unterschiedlichen Facetten und einer schier unüberschau-

baren Vielzahl an fachlich-technischen Begrifflichkeiten. Das wollen wir in den folgenden 

Abschnitten sichtbar machen. 

 

 

 

 

   Digitalisierung als eine Frage der Technik  

 

 

Das Internet ist die verbindende Klammer und gleichzeitig die technische Plattform der neuen 

digitalen Welt. Mit dem Internet ist ein digitaler Informationsraum entstanden, der die abstrakte 

Welt der Daten und Informationen mit der Lebendigkeit einer neuen gesellschaftlichen 

Handlungsebene verbindet.  

Zu den technologischen Errungenschaften gehören u. a. Breitband, Soziale Netzwerke, Cloud 

Computing, Mobilität, Small-, Big und Open Data, Internet der Dienste (Services) und Internet der 

Dinge (IoT), Künstliche Intelligenz (KI), Virtuelle und erweiterte Realitäten und Blockchains.  

 
3
  Das Thema E-Government/Digitalisierung steht denn auch an der Spitze aller im ĂZukunftspanel Staat und Verwaltung 2017ñ abgefragten 

Themen, die aus Sicht der befragten deutschen Behördenleitungen in den kommenden fünf Jahren angepackt werden müssen. Vgl. Hammer-
Schmid/Raffer (2017): Digitale Verwaltung: Behörden unter Handlungsdruck. In: Public Governance, Herbst/Winter 2017, S. 8. 
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Dazu gehören aber ebenso auch die klassischen Komponenten des E-Governments wie 

Dokumentenmanagementsysteme (DMS), Ersetzendes Scannen, E-Payment und Tracking-

Funktionen. Das ist aber nur die technische Seite der Digitalisierung. 

Neben dem Internet als solches sind mit Blick auf Technik noch zu berücksichtigen:  

Ç Die Daten  und deren Vernetzung schaffen die Voraussetzung für neue und innovative 

Dienstleistungen und Produkte. Herausforderung und Chance zugleich ist es, mehr aus 

den verfügbaren Daten zu machen: neue Services, neue Produkte, neue Arten der 

Leistungserbringung. Daten stellen dabei sowohl Grundlage und Rohstoff für andere dar 

(vgl. Open Government Data  = OGD), die Nutzung umfangreicher Daten zur Gewinnung 

neuer Erkenntnisse ist der zentrale Ansatz von Big Data bzw. Data Science.
4
  

Ç Künstliche Intelligenz (K I) zur Analyse großer Daten, Social Media, Verknüpfung von 

verteiltem Wissen und Aufbereitung  etwa der Verkehrssteuerung. Neben neuen 

Anwendungen und Erkenntnissen bergen die neuen Möglichkeiten zwar einerseits neue 

Herausforderungen für den Datenschutz, können andererseits aber auch helfen, um 

Missbrauch von staatlichen Leistungen zu erkennen. 

Ç Die zunehmende Geschwindigkeit , mit  der die technologische Entwicklung fortschreitet. 

Etliche der erst im Jahr 2016 genannten Trend-Themen (siehe nachfolgende Grafik) 

waren nur 5-10 Jahre zuvor Utopien. Prototypen, erste Pilotanwendungen und 

Forschungsprojekte können wesentlich schneller erste Erkenntnisse und Erfahrungen 

liefern. 

Ausgewählte Trend -Themen  einschlägiger Technologieberichte aus dem Jahr 2016  

 

(Quelle: Bertelsmann Stiftung
5
) 

 
4
  Siehe Arbeitspapier ĂBig Datañ f¿r den Stªdtetag 2017. Online in: https://www.kdz.eu/de/big-data;  

Siehe auch: Fuchs/Elxnat: Digitalisierung der Kommunen. In: Stadt und Gemeinde, 9/2016. 

5
  Download unter: https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/digitale-transformation-der-verwaltung/   

[2018-03-26] 

https://www.kdz.eu/de/big-data
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/digitale-transformation-der-verwaltung/
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Konsequenzen ï Risiken:  

Die Digitalisierung und das Internet werden hinsichtlich ihres Veränderungspotentials für die 

Arbeits- und Produktionsprozesse gerne auch mit den Veränderungen der Maschinensysteme im 

19. und 20. Jahrhundert verglichen.  

Manche neuen technischen Möglichkeiten müssen noch auf ihre Risiken hin besser bewertet 

werden. Dies betrifft v.a. die Künstliche  Intelligenz  und die ĂLernfªhigkeitñ von derartigen 

Systemen, sofern sie nicht nur den Menschen ergänzend, sondern diesen als 

Entscheidungsinstanz ersetzend eingesetzt werden sollten. 

Ebenso bedeutsam für den weiteren Digitalisierungpfad der Kommunen sind neben den 

technisch infrastrukturellen Voraussetzungen die gemeinsamen Spielregeln . So braucht die 

Digitalisierung einen für alle gültigen rechtlichen Rahmen, in dem neben den technischen 

Standards insbesondere die für eine auf Recht basierende Arbeit der kommunalen 

Organisationen festgelegt wird. Notwendig sind aber auch umfassende legistische  Vorarbeiten  

von Bund und Ländern. So müssen im Vorfeld der weiteren Digitalisierung alle Fach- und 

Verfahrensgesetze auf ihre Digitalisierungsfähigkeit hin überprüft werden und mögliche 

Hemmnisse (z. B. persönliche Anwesenheit oder Schriftlichkeit) ausgeräumt werden. 

Die Technik eröffnet viele Möglichkeiten und kann den Kommunalverwaltungen einen wichtigen 

Innovationsschub für ihre Verwaltungssysteme aber auch die Stadtentwicklung geben. Der 

Übergang von bisher noch stark papiergebundenen Anträgen, Formularen oder auch Anfragen in 

ein neues IT-System erfordert erhebliche Investitionsmittel  (Geld und Personal). Die 

IT-Abteilungen in den Kommunen in der heutigen Form können die digitale Transformation nicht 

stemmen. Hier braucht es entsprechende organisatorische Lösungen (siehe Abschnitt 5.3). 

 

 

 

 

 

  Digitalisierung als Grundlage für eine leistungsfä higere Verwaltung  

 

 

Die Digitalisierung kann und wird die gesamte bisherige Organisation von Arbeit im Büro und die 

Gestaltung der Leistungsprozesse in den Stadtverwaltungen verändern. Insofern wird mit Blick 

auf die Verwaltungsorganisationen und das zuk¿nftige Arbeiten auch von der ĂDigitalen 

Transformationñ gesprochen. 

Die Digitalisierung und damit die Nutzung all der oben beschriebenen neuen technischen 

Möglichkeiten bietet jedenfalls die Chance, die Verwaltungsabläufe und Verfahren zu 

automatisieren (ELAK) und zu vereinfachen und Arbeit in der Verwaltungsorganisation mit Blick 

auf eine agiles und flexibleres Handeln hin anders zu organisieren. Auf Basis digitaler 

Kommunikation und digitalisierter Abläufe werden auch neue Formen der Arbeit (z. B. 

zeitlich-räumlich durch Telearbeit) und eine hierarchieübergreifende Arbeitsorganisation 

(Überwindung von Silos) möglich.  
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Die Basis der digitalen Organisation ist ein digitaler Arbeitsplatz mit digitalisierten Abläufen, 

neuen Werkzeugen, verstärkter digitaler Kooperation und Kommunikation. Das schafft neue 

organisatorische Möglichkeiten (neue Formen der Kooperation und Kollaboration, Netzwerke, 

verstärkte  Selbstorganisation ï agile Teams), erfordert aber dann auch veränderte Konzepte der 

Führung (Steuerungen und Kontrolle, Vernetzung der Menschen und ihrer Fähigkeiten/Kompe-

tenzen). Die Arbeit im digitalen Raum wird insgesamt transparenter und damit besser steuerbar. 

Dafür braucht es dann aber auch neue Denkweisen und Handlungsmuster bei allen Mitar-

beiterInnen und den Führungskräften und dieses neue digitale Mindset muss sich auch in der 

Organisationskultur widerspiegeln. In einer digitalen Organisation wird Selbstorganisation und 

Selbststeuerung wichtiger. Auch an die Eigenverantwortung der MitarbeiterInnen wird ein höherer 

Anspruch gestellt werden. 

Die gegenwärtig entstehenden neuen Möglichkeiten künstlicher Intelligenz (KI, eng. ĂArtificial 

Intelligenceñ, AI) können standardisierte Entscheidungsprozesse automatisiert bearbeiten und 

auch bisher spezialisierten ExpertInnen vorbehaltene Aufgaben übernehmen bzw. den 

Fachkräften bessere Vorschläge liefern (z. B. Analyse von Röntgenbildern). Alle heute als KI 

betitelten Systeme fallen unter ĂNarrow AIñ (deutsch: Ăschwacher KIñ), sind also Systeme, die eng 

abgesteckte, repetitive Aufgaben automatisieren können, z. B. Bilderkennung oder spezifische 

(wenn auch recht komplexe) Steuerungsmöglichkeiten aufweisen (z. B. selbstfahrende Autos).  

 

Konsequenzen ï Risiken:  

Zur Realisierung schlankerer und schnellerer Prozesse mittels Digitalisierung müssen bestehen-

de Verfahrensabläufe kritisch reflektiert und auf die Digitalisierungsmöglichkeiten aber insbeson-

dere die ĂKundenñ-Erfordernisse hin neu (am besten landesweit einheitlich) definiert werden, 

Organisationsstrukturen (v. a. Zuständigkeiten) angepasst und die MitarbeiterInnen für die neuen 

Aufgaben qualifiziert werden.  

Durch die Digitalisierung ï so wird angenommen ï werden sich vielfach nicht nur Arbeitsinhalte 

und Arbeitsformen grundsätzlich ändern. Ganze Berufe respektive Berufsgruppen könnten wie 

bei früheren Technologiesprüngen obsolet werden. Auch viele hochqualifizierte Expertenfunk-

tionen könnten an Bedeutung verlieren. 

Ob sich aus der Digitalisierung letztlich eine positive oder eine negative Beschäftigungsbilanz 

ergeben wird, ist zum heutigen Stand offen und die in der öffentlichen Diskussion kommuni-

zierten Auswirkungen sind alles andere als einheitlich. 
6
 Auch bei der Frage, welche 

Berufsgruppen von der Digitalisierung besonders betroffen sein werden, gibt es keine ganz klare 

Einschªtzung. Noch vor einigen Jahren war die eindeutige Antwort: ĂJobs mit niedrigen Lºhnen 

und vor allem für gering Qualifizierte fallen weg. In der aktuellen Diskussion zur Digitalisierung ist 

hingegen die These sehr präsent, dass zunehmend Tätigkeiten im mittleren Qualifikationsbereich, 

vor allem solche mit hohem Routineanteil, automatisiert werden können, wie z. B. 

Buchhaltung ...ñ. 
7
 

 
6
  Siehe Hays-HR-Report 2017, S. 13. 

7
  Siehe ĂWeiÇbuch Arbeiten 4.0ñ, S. 47. Download unter http://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/a883-weissbuch.html [2018-04-

23] 

http://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/a883-weissbuch.html
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Und so besteht eben die vielleicht größere Einigkeit in der allgemeinen Diskussion darin, dass 

sich durch die Digitalisierung insbesondere im Dienstleistungs- und Administrationsbereich in 

vielen Berufsbildern Arbeitsinhalte und Anforderungen ändern.
8
 Teilweise werden aber auch 

gänzlich neue Funktionen und Berufsbilder wie beispielsweise Daten-Analysten entstehen. 
9
 

 

 

Potenziale und internationale Erfolgsbeispiele
10

 

 
 

 

 

 

  Digitalisierung  als Basis für neue Services und  

  erweiterte Formen der Inter aktion mit BürgerInnen  

 

 

Digitalisierung als Automation kann die Interaktion zwischen Städten (ihren Verwaltungen) und 

ihren BürgerInnen / Unternehmen vereinfachen (Zeit- und Raumunabhängigkeit) und durch neue 

Services (z. B. Bots, Apps) qualitativ verbessern. Wenn Services einer Stadt zeitlich (24/7) und 

räumlich (online) leichter nutzbar werden, sparen sich BürgerInnen und Unternehmen Zeit und 

Wege und damit auch Geld. 

Bezogen auf das Zusammenwirken der Verwaltungen mit BürgerInnen und Unternehmen sind 

dabei insbesondere die Themen E-Government (Interaktion/Transaktion) und Open-Government 
 
8
  Siehe Studie: Qualifizierungsmaßnahmen im Zusammenhang mit der Einführung von Industrie 4.0, Studie im Auftrag der Austria 

Wirtschaftsservice GmbH; Download unter: https://wien.arbeiterkammer.at/service/studien/digitalerwandel/Qualifizierung_4.0.html [2018-04-23]. 

9
  Siehe dazu: https://derstandard.at/2000078801319/Data-ScientistDer-Grossteil-der-Daten-ist-Muell [2018-05-08]. 

10
  Graphik entnommen: Bosten Consulting Group (2017): Digitale Verwaltung Schweiz, Download unter: http://www.ech-
bpm.ch/sites/default/files/news/bcg-studie-digitale-verwaltung-schweiz_juni_2017.pdf [Download: 2018-03-26] 

 

https://wien.arbeiterkammer.at/service/studien/digitalerwandel/Qualifizierung_4.0.html
https://derstandard.at/2000078801319/Data-ScientistDer-Grossteil-der-Daten-ist-Muell
http://www.ech-bpm.ch/sites/default/files/news/bcg-studie-digitale-verwaltung-schweiz_juni_2017.pdf
http://www.ech-bpm.ch/sites/default/files/news/bcg-studie-digitale-verwaltung-schweiz_juni_2017.pdf
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(Beteiligung). Ein zentrales Innovations- und Entwicklungsfeld wird die Weiterentwicklung der 

bisherigen Bürgerservicekonzepte sein müssen.  

Im Rückgriff auf Big Data können die Nutzungsgewohnheiten aber auch die Bedürfnisse der 

BürgerInnen und Unternehmen genauer erfasst und daraufhin zielgruppenfokussierte Service-

/Leistungsgebote entwickelt werden.  

Nutzen die Städte diese Möglichkeiten, dann können sie die eigene Auslastung verbessern oder 

erforderliche Leistungsmengen präziser prognostizieren (z. B. Müllentsorgung, Energie) und 

Ressourcen effizienter einsetzen. Auch können Kommunen dann zielgerichteter in Infrastruktur 

investieren und deren Nutzung steuern (z. B. freie Kapazitäten auf Parkplätzen). Diesen 

Aspekten widmet sich der nächste Abschnitt noch vertieft. 

Die Möglichkeiten, die sich hier auftun sind sehr vielfältig, wie nicht zuletzt die nachfolgenden 

internationalen Beispiele zeigen
11

: 

BürgerInnen an einer 

sichereren und saubereren 

Stadt mitwirken lassen 

 

Á In der norwegischen Hauptstadt Oslo sorgen Kinder dafür, dass Straßen sicherer 

für Fußgänger werden. Die mit und für Kinder entwickelte App Traffic Agent 

ermöglicht es Kindern und ihren Eltern, Sicherheitsprobleme zu melden, wenn sie 

zu Fuß oder mit dem Fahrrad von und zur Schule fahren. Die Stadt reagiert dann 

so schnell als möglich auf diese Hinweise, um das Problem zu lösen. 

Á In Österreich haben sehr viele Städte in den letzten Jahren verschiedene Formen 

von Bürgermeldungs-APPS (schau auf é) eingef¿hrt und damit den 

BürgerInnen einen einfachen und direkten Kanal zu ihre Stadt geschaffen. 

Sehen, wofür eine Regierung 

Geld ausgibt 
Á In Österreich ist hier vor allem die vom KDZ betriebene Plattform Offener 

Haushalt eine Möglichkeit, die Finanzgebarung der eigenen Kommune 

transparent zu machen. 

Á Die Monithon-Website ermöglicht es ItalienerInnen, EU-finanzierte Projekte zu 

überwachen, Projektstandorte zu besuchen, Fragen an lokale Behörden zu stellen 

und konkrete Verbesserungsvorschläge zu machen. 

Á In Georgien werden die BürgerInnen aktiv ermutigt, auf einer speziellen Budget 

Monitor-Plattform an jährlichen Prüfungen verschiedener Regierungsstellen 

teilzunehmen und über die Verwendung öffentlicher Mittel abzustimmen und zwar 

insbesondere für die Bereiche Bildung, Infrastruktur und Gesundheitsversorgung. 

Á Auch in Paris ermöglicht ein Bürgerhaushalt den BürgerInnen mitzuentscheiden, 

wie sie bis 2020 500 Millionen Euro ausgeben sollen (ca. 100 Millionen Euro 

öffentlicher Investitionen pro Jahr). 

Á Auch in Tartu in Estland ist das Thema Bürgerhaushalt ein wichtiges Reformfeld 

(siehe ausführlich weiter unten).  

Luftverschmutzer abschalten 
Á In Mazedonien veröffentlicht die Regierung stündlich Luftqualitätsdaten über die 

App Moj Vozduh (My Air). Die BürgerInnen können damit die Luftverschmutzung 

laufend überwachen und gleichzeitig Maßnahmen ergreifen, insbesondere im 

Winter, wenn die Umweltverschmutzung am schlimmsten ist. Bereits zwei 

 
11

  Siehe: https://www.theguardian.com/public-leaders-network/2017/jul/21/six-ways-influence-government-citizen-action [2018-04-26] 

https://www.theguardian.com/public-leaders-network/2017/jul/21/six-ways-influence-government-citizen-action
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Fabriken wurden daraufhin stillgelegt, weil sie sich nicht an die Klimaregelungen 

gehalten haben. Einige Kommunen haben in der Vergangenheit kurzfristige 

Maßnahmen aufgrund der Meldungen ergriffen, um die Emissionen während der 

Stoßzeiten zu reduzieren. 

Whistleblower-Apps, um 

Korruption einzudämmen 
Á In Nigeria, einem Land, das von Korruption geplagt wird, wurden geschätzte 180 

Millionen Dollar durch ein Whistleblower-Portal, das von der Regierung und der 

Zivilgesellschaft gemeinsam entwickelt wurde, wiedergewonnen werden. 

 

Á Die DoZorro-Plattform in der Ukraine ermöglicht es den Bürgerinnen, mögliche 

Verstöße gegen öffentliche Vergaben zu melden. Per Februar 2017 wurden 429 

verdächtige Fälle mit DoZorro gemeldet. 

Öffentliche Dienste bewerten 
Á Im Vereinigten Königreich können die BürgerInnen auf der NHS Choices-

Website ihre örtlichen Krankenhäuser bewerten und so dazu beitragen, qualitativ 

hochwertige öffentliche Gesundheitsdienstleistungen zu gewährleisten. 

Á IndonesierInnen können Probleme mit grundlegenden öffentlichen Services mit 

LAPOR melden! Sowohl über eine Website, SMS, APP oder Twitter.  

Á Die Initiative "Check My Services" in der Mongolei lädt ihre BürgerInnen dazu 

ein, Bewertungsbögen auszufüllen, um die Qualität ihrer Schulen, die 

Wasserversorgung und die Müllabfuhr zu beurteilen. Auf Basis von 84 bereits 

bewerteten öffentlichen Diensten wird eine mobile APP "Check My Services" 

entwickelt, um Bewertungen noch einfacher zu machen. 

Mitwirkung an der 

Gesetzgebung  
Á Auf der Plattform e-Savjetovanja können alle kroatischen BürgerInnen die 

neuesten Gesetzesentwürfe kommentieren und neue Gesetze direkt mitgestalten. 

Á BrasilianerInnen können auf Participa.br ein Konto einrichten, um sich über die 

neuesten öffentlichen Konsultationsmöglichkeiten zu informieren, einem der vielen 

Online-Foren beizutreten oder sogar eigene zu erstellen, um die Themen zu 

diskutieren, die sie als engagierte BürgerInnen besonders interessieren. Themen, 

die besonders intensiv diskutiert werden, werden vom Team von Particpa.br 

aufgegriffen und zur weiteren Diskussion an die dafür zuständigen 

parlamentarischen Gremien weitergeleitet. 

Á Die Vereinigten Staaten, das Vereinigte Königreich und die Europäische Union 

verfügen alle über Bürgerinitiativportale, die eine Reaktion der Regierung - 

manchmal auch gesetzgeberische Maßnahmen - auf bestimmte Bürgeranfragen 

erfordern. 

Kommunikation mit 

BürgerInnen 
Á Die Gemeinde Passail (Stmk) hat z.B. ein SMS-Service für seine 4000 

BürgerInnen installiert, um sie rasch via Handy über aktuelle Dinge in der 

Gemeinde zu informieren. 

(https://www.buergersms.at/passail/sms_anmeldung.php 

Á Google entwickelt derzeit einen Telefonassistenten, der Routinetelefonate 

übernehmen kann. 

(https://twitter.com/dannysullivan/status/993909826924175363/video/1)  

 

https://www.buergersms.at/passail/sms_anmeldung.php
https://twitter.com/dannysullivan/status/993909826924175363/video/1
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Konsequenzen ï Risiken:  

Im Zuge der weiteren Digitalisierungsbestrebungen der Kommunen ist dafür Sorge zu tragen, 

dass einerseits konsequent die europaweit propagierten Prinzipien Ădigital firstñ und Ăonce-

onlyñ verfolgt und praktisch umgesetzt werden und andererseits nicht ganze 

Bevölkerungsgruppen ï weil sie von technologischen Entwicklungen abgekoppelt sind ï 

ausgegrenzt werden.  

Für die Interaktion zwischen Kommunalverwaltungen und BürgerInnen muss daher gelten, 

weiterhin Ăanalogeñ (persºnliche Ansprechpersonen in den Kommunalverwaltungen) anzubieten 

und gleichzeitig neue digitale Services (e-Government, Onlineservices) zu entwickeln bzw. 

konsequent auszubauen! Zum Wohle der Menschen gilt es das jeweils Beste aus diesen beiden 

Welten zusammenzuführen. 

Das Bürgerservice ï wie wir es bisher kennen ï muss sich unter dem Eindruck der Digitalisierung 

teilweise neu erfinden, um auch morgen noch als Dienstleistungs- und Serviceaushängeschild 

der Kommunen wirksam sein zu können. 

 

 

 

 

  Digitalisierung als Basis für die Entwicklung āsmarter eó Städte  

 

 

 

Vor dem Hintergrund der vielfältigen digitalen Möglichkeiten eröffnen sich sehr vielfältige neue 

Potenziale der städtischen Entwicklung und der Weiterentwicklung einzelner kommunaler 

Politiken ï so insbesondere in den Bereichen Verkehr, Soziale Leistungen, Bildung oder 

Tourismus aber auch Wohnen. 

Durch die Digitalisierung entstehen ganz neue Geschäftsmodelle, die großen Einfluss auf die 

Entwicklung einer Stadt haben: Z. B. im Handel (Amazon, Zalando), im Tourismus (Airbnb), im 

Verkehr (Uber), in der Bildung (Open Educational Resources, Fernunterricht), der Wirtschaft 

(Start-Ups), Umwelt (Smart City), Technologie (Blockchains, Big Data).  

Aber auch in den klassischen Bereichen der Daseinsvorsorge entstehen durch die Digitalisierung 

neue Aufgaben im Sinne einer digitalen Daseinsvorsorge. Dazu zählen z. B. das Bereitstellen 

einer digitalen Basisinfrastruktur (Breitband-Internet, WLAN-Hotspots, EDV-Ausstattung), das 

Ermöglichen neuer Services (Public-Space-Server, Labs), Content (Open Data, Live-Streaming, 

Social-Media-Kanäle) sowie die Verknüpfung oftmals getrennter Infrastrukturen. 

Ein weiteres für die Stadtentwicklung wichtiges Segment der Digitalisierung sind neue 

Sensoriklösungen, die zur verbesserten Steuerung von fließendem/ruhendem Verkehr oder zur 

flexibleren Steuerung von kommunalen Leistungen (z. B. Müllentsorgung) führen sollen. 
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Quelle: https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/tuebingen/Tuebingen-Eigenes-Mobilfunknetz-fuer-
Maschinen-und-Geraete,tuebingen-wird-smart-city-100.html [2018-05-17] 

 

Die Digitalisierung hat jedenfalls das Potenzial, Leben und Arbeiten in einer Stadt attraktiver zu 

machen und gibt damit den Städten die Möglichkeit, sich im Standortwettbewerb um 

EinwohnerInnen und Unternehmen positiv zu positionieren.  

Teilweise wird auch die Modernisierung kommunaler Entscheidungs-, Planungs- und 

Managementprozesse unter Einbezug von BürgerInnen, privatwirtschaftlichem Kapital und 

intensiver Nutzung von Daten als Teil des Begriffs ĂSmart Cityñ angesehen. 

2 In welchem (Reform )Umfeld bewegen wir uns ? 

Europäische Union  

Eine neuere Initiative der EU-Kommission im Rahmen des E-Government-Aktionsplans 2016 ï 

2020
12

 sieht Vereinfachungen durch grenzüberschreitende Verwaltungsvernetzung vor. Als 

Once-Only-Prinzip (OOP) ist es in die Diskussion eingegangen. Als Grundsatz soll zukünftig 

gelten, dass Daten ï unter Einhaltung der jeweiligen Landesgesetze und Rahmenbedingungen ï 

lediglich einmalig (engl. Ăonce onlyñ) erhoben und dann für alle weiteren Zwecke (ver-)teilt werden 

sollen.
13

 In Ergänzung dazu und mit Blick auf eine raschere Umsetzung dieses Prinzips in den 

Mitgliedslªndern wurde am 1.1.2017 noch das Projekt TOOP (ĂThe Once-Only Principleñ) 

gestartet. Es soll insbesondere die Umsetzbarkeit des Once-Only-Prinzips untersuchen und 

erproben. Dazu soll etwa eine föderale IT-Architektur zur Vernetzung von 60 Informations-

systemen der teilnehmenden Länder entwickelt werden. Im Rahmen von verschiedenen Pilot-

projekten sollen ferner länderübergreifende E-Dienstleistungen (insbesondere Ausschreibungen) 

oder auch die Aktualisierung von länderübergreifenden Daten in Firmenbüchern entwickelt und 

erprobt werden. Das Projektkonsortium im Rahmen von TOOP umfasst 51 Organisationen ï aus 

19 EU-Staaten sowie zwei europäischen Ländern außerhalb dieses Verbunds ï und plant, 60 

Informationssysteme über Grenzen hinweg zu vernetzen. 

 
12

  Siehe. https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/european-egovernment-action-plan-2016-2020 [Download: 2018-03-26] 

13
  Siehe ausführlich: Krimmer, Robert/ Fischer, Dirk-Hinnerk (2017):  B¿rgerkonten und das Projekt Ă The Once-Only Principleò. In: Public 
Governance, Herbst/Winter 2017, S. 12-17. 

https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/tuebingen/Tuebingen-Eigenes-Mobilfunknetz-fuer-Maschinen-und-Geraete,tuebingen-wird-smart-city-100.html
https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/tuebingen/Tuebingen-Eigenes-Mobilfunknetz-fuer-Maschinen-und-Geraete,tuebingen-wird-smart-city-100.html
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/european-egovernment-action-plan-2016-2020
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Für die Umsetzung des Once-Only-Prinzips auf nationaler Ebene spielen Bürgerkonten, auch E-

Servicekonten genannt, quasi als ĂDatensammlerñ eine wichtige Rolle zur Vernetzung auf 

europäischer und nationaler Ebene. Das österreichische Bürgerkonten-Modell könnte etwa auf 

der Basis der Bürgerkarte (e-card) bzw. der bestehenden Handy-Signatur erfolgen. 

Gleichzeitig tritt mit 25. Mai 2018 die Europäische Datenschutz-Grundverordnung
14

 in Kraft. 

Diese etabliert in allen EU-Mitgliedsstaaten ein einheitliches, hohes Schutzniveau für den 

Umgang mit personenbezogenen Daten in der öffentlichen Verwaltung ebenso wie in der 

Privatwirtschaft.  

 

Österreich  

Österreich gilt im internationalen Diskurs über die digitale Verwaltung als sehr fortschrittlich und 

wird immer wieder als positives Beispiel herausgestellt. Die Plattform ĂDigitales ¥sterreichñ, als 

strategisches Dach des E-Governments, vereint die VertreterInnen des Bundes, der Länder, des 

Österreichischen Städtebundes und Gemeindebundes, der Wirtschaft, des Hauptverbandes der 

österreichischen Sozialversicherungsträger und der freien Berufe. Datenschutzgerechte, 

vernetzte Register sind wichtige Voraussetzungen für durchgängige online Leistungen. 

Das Bundeskanzleramt, die Städte Wien, Linz, Salzburg und Graz gründeten 2011 gemeinsam 

die ĂCooperation Open Government Data Österreichñ. Hier wird in Kooperation mit den Communi-

ties, Wissenschaft, Kultur und der Wirtschaft die Basis für die Zukunft von Open Government 

Data in Österreich gelegt. Durch die Einigung auf gemeinsame Standards werden effektive 

Rahmenbedingungen geschaffen werden. Diese  Kooperation hat gezeigt, wie rasch die 

öffentliche Verwaltung in Österreich vernetzt und interdisziplinär agieren kann, um eine 

Infrastruktur für offene Regierungs- und Verwaltungsdaten zu schaffen. 
15

 

Auch bei der Nutzung von E-Government-Angeboten (BürgerInnen-Seite) kann Österreich die 

Nachbarlªnder hinter sich lassen. Auf die Frage ĂHaben Sie in den letzten 12 Monaten E-

Government-Angebote genutzt?ñ antworteten mit ĂJañ, 74 Prozent der österreichischen Befragten, 

61 Prozent der deutschen und 41 Prozent der Schweizer Interviewten.
16

  

eGovernment: Österreich will zurück an Europaspitze 

 

Zuletzt waren die Skandinavier innovativer. BRZ-Chef Markus Kaiser will Motor der Digitalisierung sein. 

Alle zwei Sekunden wehrt das Bundesrechenzentrum (BRZ) einen "sicherheitsrelevanten Angriffsversuch" ab, sagte BRZ-Chef Markus 
Kaiser im Gespräch mit dem KURIER. Meistens gehen die Attacken von Softwarerobotern aus ï und bleiben natürlich erfolglos. Wobei: 
"Hundert Prozent Sicherheit gibt es nicht im Straßenverkehr und nicht in der Informationstechnologie", sagt Kaiser. Eines der Haupt-
risiken seien nämlich unaufmerksame Anwender. 

 
14

  Siehe https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32016R0679 [Download: 2018-03-26] 

15
  Siehe: https://www.data.gv.at/infos/cooperation-ogd-oesterreich/ [Download: 2018-03-26] 

16
  Initiative D21: eGovernmentMONITOR 2017.Nutzung und Akzeptanz digitaler Verwaltungsangebote ï Deutschland, 
Österreich und Schweiz im Vergleich. 

© Bild: KURIER/Jeff Mangione 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32016R0679
https://www.data.gv.at/infos/cooperation-ogd-oesterreich/
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Das BRZ sieht sich nicht nur als Vorreiter bei Cybersicherheit, sondern auch als Digitalisierungsmotor der öffentlichen Verwaltung. Der 
Trend sei, alle Behördengänge vom Smartphone aus zu erledigen. Und was, wenn Herr oder Frau Österreicher weder Handy noch 
Computer nutzen wollen? "Dafür gibt es Speech-to-text-Bots, mit denen Sie via Telefon mit dem System sprechen können", erklärt 
Kaiser. Erste Pilotversuche würden noch 2018 gestartet. 

Österreich will wieder Europameister beim eGovernment werden. Dieser Titel ging zuletzt an Länder wie Dänemark, Schweden, Estland 
oder Norwegen verloren, die Technologie eher als Chance denn als Risiko sehen. Ein Musterfall an Effizienz sei dabei der "No-Stop-
Shop": Bei der Familienbeihilfe oder Arbeitnehmerveranlagung muss der Bürger künftig nicht mehr tätig werden, weil Anträge 
automatisch erfolgen. Kaiser will das Unternehmensservice-Portal ausbauen, so dass Gründungen künftig vollständig online möglich 
werden. 

Das BRZ ï 1200 Mitarbeiter, 243 Mio. Euro Umsatz ï betreut die IT des Finanz-, Justiz- und Sozialministeriums, der Unis und die 
elektronischen Gesundheitsakte. Man könne sich vorstellen, noch weitere Aufgaben zu übernehmen, sagt Kaiser. Wie alle IT-
Unternehmen sucht auch das BRZ qualifiziertes Personal: 100 Stellen sind aktuell offen. 

(übernommen aus © kurier.at vom 02.02.2018) 

 

Schweiz  

In der Schweiz scheint die Digitalisierung in der Bevölkerung wenig angekommen zu sein. 

Personen mit der Schweizer Staatsb¿rgerschaft antworteten auf die Frage ĂBesitzen Sie eine 

Suisse ID
17
?ñ zu 83 Prozent mit Ăneinñ.

18
 Und in einer Umfrage der Initiative D21, antworteten 61 

Prozent der Schweizer mit ĂJañ, auf die Frage, ob Sie in den letzten zwölf Monaten E-Govern-

ment-Angebote nutzten?
19

. Betrachtet man jedoch die Digitalisierungsstrategien und Bemühun-

gen der Städte und öffentlichen Organisationen rutscht die Schweiz in diesem imaginären 

Ranking weiter nach oben. Oft werden Themen nach dem ĂKick and Rushñ ï Prinzip 

vorangetrieben, wobei sich hier die Frage stellt, wie man die Thematik in die Breite bringt.  

Die AG des Schweizer Städteverbandes, das Bundesamt für Energie (BFE), die Interessenge-

meinschaft IG Smart City, der Smart City Day
20

 oder der Strategiekongress SmartSuisse
21

, sie 

alle tragen zu einer Weiterentwicklung des Themas bei. Im Bildungsbereich spannen sich etwa 

die Universitäten Genf und Zürich in einer strategischen Partnerschaft zusammen, um Lösungs-

ansätze für die Herausforderungen des digitalen Wandels zu finden.
22

 

Auch Förderprogramme wie Smart City Schweiz
23

 sind ein wesentlicher Faktor, um Bewegung in 

die Materie zu bringen. Die IG Smart City konkretisierte und lancierte Projekte und sieht den 

Smart City-Ansatz noch unscharf. Dank breiter Diskussion gibt es bereits einiges an Strategie 

und Analyse, jedoch sind konkrete Projekte erst in Umsetzung. Smart City in der Schweiz ist 

oftmals stark vom Thema Energie geprägt. 

Die Schweiz verfügt über eine sehr gute Ausgangslage hinsichtlich Telekom-Infrastrukturen und 

den Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT), wie im Vorwort der 

 
17

  Swiss ID ist ein elektronischer Identitätsnachweis. 

18
  Siehe: eGovernment Monitor 2017.  https://www.flickr.com/photos/initiatived21/sets/72157687432153301/with/37828279206/   
[Download: 2018-02-26] 

19
  Siehe.: http://www.handelsblatt.com/my/unternehmen/it-medien/e-government-ein-bisschen-mehr-wie-daenemark-sein/20804976.html 
[Download: 2018-02-26]. [ 74 % der ÖsterreicherInnen und 41 % der Deutschen sagten hier ĂJañ]. 

20
  Siehe: http://www.smartcityday.ch/ [Download 2018-03-24]. 

21
  Siehe: https://www.smartsuisse.com/ [Download: 2018-03-27] 

22
  Siehe: https://www.nzz.ch/zuerich/genf-und-zuerich-gehen-die-digitalisierung-gemeinsam-an-ld.1339489 [Download: 2018-03-20] 

23
  Das Förderprogramm unterstützt «Energie-Städte» bei der Planung und Realisierung von Projekten, welche die Ressourcen und 
Energieeffizienz auch durch den Einsatz von intelligent vernetzten Kommunikations- und Informationssystemen erhöhen. 

https://www.flickr.com/photos/initiatived21/sets/72157687432153301/with/37828279206/
http://www.handelsblatt.com/my/unternehmen/it-medien/e-government-ein-bisschen-mehr-wie-daenemark-sein/20804976.html
http://www.smartcityday.ch/
https://www.smartsuisse.com/
https://www.nzz.ch/zuerich/genf-und-zuerich-gehen-die-digitalisierung-gemeinsam-an-ld.1339489
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Strategie ĂDigitale Schweizñ bemerkt wird.
24

 Die Strategie des Bundes, dient als Leitlinie für das 

staatliche Handeln und zeigt auf, wo und wie Behörden, Wirtschaft, Wissenschaft, Zivilgesell-

schaft und Politik zusammenarbeiten müssen, damit dieser Transformationsprozess hin zur 

digitalen Gesellschaft gemeinsam zum Nutzen des Gemeinwesens gestaltet werden kann. 

Die Schweiz ist sich auch der sich dadurch verändernden Arbeitswelt und deren Herausforder-

ungen und Chancen bewusst. Der Bundesrat verabschiedete dazu Ende 2017 einen Bericht, der 

zwei Ziele im Fokus hat: Erstens solle die Bildung noch stärker auf die in der digitalen Wirtschaft 

benötigten Kompetenzen und Kenntnisse ausgerichtet werden. Zweitens müsse der Schweizer 

Arbeitsmarkt weiterhin die für die Nutzung der digitalen Transformation notwendige Flexibilität 

aufweisen, wobei die hohe Erwerbsbeteiligung und gute Qualität der Arbeitsverhältnisse dabei zu 

bewahren seien.
25

 

 

Deutschland  

In Sachen Digitalisierung und E-Government-Anwendungen liegt der öffentliche Sektor in 

Deutschland gegenwärtig noch eher im europäischen Mittelfeld. Gleichwohl wurde in den letzten 

Jahren eine Vielzahl von Projekten gestartet und Initiativen gesetzt, diesen Rückstand aufzu-

holen und insbesondere rasch und konsequent eine Verbesserung vor allem in Hinblick auf eine 

konsequente Binnenmodernisierung zu erreichen
26

. Konkret durch einen verbesserten orga-

nisatorischen Rahmen (IT-Rat auf Ebene des Bundes und IT-Planungsrat Ebenen übergreifend), 

durch gesetzliche Maßnahmen (E-Government-Gesetz, Onlinezugangsgesetz) und verschiedene 

sonstige Initiativen wie etwa die zahlreichen von der Bundesregierung ins Rollen gebrachte Pro-

gramme und Plªne (ĂDigitale Agenda 2014 ï 2017ñ, die ĂDigitale Verwaltung 2020ñ und der 

ĂNationale Aktionsplan zur Umsetzung der Open-Data- Charta der G8ñ) oder auch die 

Digitalisierungsstrategien/-programme der einzelnen Bundesländer (siehe nachfolgend die 

beiden Beispiele der Bundesländer Baden-Württemberg und Hessen). 

Ziel ist es, durch den Portalverbund zwischen Bund, Ländern und Kommunen und interoperable 

Servicekonten für ein Single SignOn sowie das Digitalisierungsprogramm die Digitalisierung 

(ebenenübergreifend) in die Fläche zu bringen. Abgesichert und flankiert wir dieses Ziel durch Art. 

91c GG und das Onlinezugangsgesetz (OZG) wonach die gesamte deutsche Verwaltung ihre 

Fachverfahren innerhalb von fünf Jahren digitalisieren muss. 

Im Rahmen der gesetzlichen Neuregelung des Bund-Länder-Finanzausgleichs wurde 2016 

beschlossen, dass ein Digitalisierungsbudget für Projekte und die Weiterentwicklung bestehender 

IT-Anwendungen bereitgestellt wird. 

Bezogen auf die Kommunen wurde vom deutschen Bundesinnenministerium im Zeitraum ab 

2014 ein Wettbewerb Modellkommunen e-Government durchgeführt in dessen Rahmen insge-

samt 9 Städte/Landkreise hervorgehoben wurden. Im Einzelnen die Städte Düren und Gütersloh, 

sowie der Landkreis Cochem-Zell und in der zweiten Phase die Städte Halle (Saale), Ibbenbüren 
 
24

  Siehe: https://www.bakom.admin.ch/infosociety [Download: 2018-03-19] 

25
  Siehe: https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/wirtschaftslage---wirtschaftspolitik/wirschaftspolitik/digitalisierung.html [Download: 2018-02-25] 

26
  Siehe dazu Hammerschmid/Raffer (2017): Digitale Verwaltung: Behörden unter Handlungsdruck. In: Public Governance, Herbst/Winter 2017,  
S. 6 ff oder auch eGovernment Benchmarkt Report der EU 2016. Siehe auch Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) 2017: Digitale Transformation der 
Verwaltung (download unter: https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/digitale-transformation-der-verwaltung/  
[Download: 2018-03-26]). 

https://www.bakom.admin.ch/infosociety
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/wirtschaftslage---wirtschaftspolitik/wirschaftspolitik/digitalisierung.html
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/digitale-transformation-der-verwaltung/
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und Norderstedt sowie die Landkreise Heidekreis und Ortenaukreis.  Die Ergebnisse wurden im 

Anschluss im Rahmen als ĂKochbuchñ und dort sowohl die einzelnen Modellkommunen als auch 

weitergehende Learnings zur Verfügung gestellt (siehe unten Abschnitt 5 - Weiterführende Infos). 

Ende 2016 wurde vom Digitalverband Bitkom in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Städte- und 

Gemeindebund (DStGB) der Wettbewerb ĂDigitale Stadtñ
27

 ausgelobt. Aus den 14 Bewerbungen 

ist zuletzt die Stadt Darmstadt als Gewinnerin hervorgegangen.
28

  

 

Quelle: Behördenspiegel-Newsletter Nr. 888 vom Mai 2018 

Um Deutschland in Sachen Digitalisierung rasch nach vorne zu bringen, wurden zuletzt neue 

Impulse gesetzt und u. a. eine Staatsministerin für Digitales im Bundeskanzleramt implementiert 

und neue spezifische Förderprojekte bzw. weitere Wettbewerbe ins Leben gerufen.
29

 

 

 

Das Land Baden-Württemberg hat im Juli 2017 eine Digitalisierungsstrategie für das 
Land veröffentlicht. In einem Kapitel der Landesstrategie werden aus der Perspektive 
des Landes Entwicklungslinien der Digitalisierung für die Kommunen beschrieben. 

Einerseits plädiert das Land zur Stärkung der Kommunen (v.a. auch im ländlichen 
Raum) für ein verstärktes Engagement der Kommunen und beschreibt gleichzeitig, 
wie und womit das Land die Digitalisierungsinitiativen der Kommunen unterstützen 
will: 

INNOVATIONS- UND QUALIFIZIERUNGSPARTNERSCHAFTEN 

Á ĂDigitalakademie@bwñ 

Á Ideenwettbewerb ĂZukunftskommune@bwñ 

Á Fºrderprojekt ĂStªdte und Gemeinden 4.0ñ 

Á Wettbewerb ĂDigitale Zukunftsdºrfer@bwñ 

Á Förderung der Umsetzung erster digitaler Lösungen wie beispielsweise einer 

ĂB¿rger-Appñ  

Á Vernetzung durch ĂDigitalisierungskongress@bwñ und Workshops 

 

 
27

  Siehe: http://digitalestadt.org/bitkom/org/Digitale-Stadt/index-2.html   [Download: 2018-03-26] 
In der Gewinner-Stadt sollen ab Anfang 2018 wichtige Infrastrukturen in den Bereichen Mobilität, Energie, Gesundheit und Bildung mit 
neuesten digitalen Technologien ausgestattet werden. Zudem soll die öffentliche Verwaltung innovative Online-Anwendungen anbieten und der 
Handel intelligente Lieferdienste. 

28
  Siehe: http://digitalestadt.org/bitkom/org/Presse/Presseinformation/Darmstadt-gewinnt-Wettbewerb-Digitale-Stadt.html  [Download: 2018-03-26] 

29
  Siehe dazu: https://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/digitalisierung-groko-deutschland-breitband-100.html [Download: 2018-03-29] 
Siehe auch: https://www.youtube.com/watch?v=HxKMjzwkrRg [2018-05-17] 

http://www.digitalestadt.org/bitkom/org/Digitale-Stadt/index-2.html
http://digitalestadt.org/bitkom/org/Digitale-Stadt/index-2.html
http://digitalestadt.org/bitkom/org/Presse/Presseinformation/Darmstadt-gewinnt-Wettbewerb-Digitale-Stadt.html
https://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/digitalisierung-groko-deutschland-breitband-100.html
https://www.youtube.com/watch?v=HxKMjzwkrRg



































































































